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Fall 4 - Lösung
Lösungsvorschlag:
Das Bundesverfassungsgericht wird der Verfassungsbeschwerde des S stattgeben und die Strafurteileaufheben, wenn die Verfassungsbeschwerde zulässig und begründet ist.
A. Zulässigkeit
I. Zuständigkeit des BVerfG

Gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, §§ 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerfGG ist das BVerfG für Verfassungsbeschwerden zuständig.
II. Beschwerdefähigkeit

S ist als natürliche Person grundrechts- und somit auch beschwerdefähig. Er müsste zudem auch prozessfähig sein. Das BVerfGG enthält keine Regelung über die Prozessfähigkeit im Rahmen der Verfassungsbeschwerde. Insofern käme eine analoge Anwendung anderer Verfahrensordnungen in Betracht (z.B. § 51 Abs. 1 ZPO). Danach wären nur volljährige Personen prozessfähig. S ist noch nicht volljährig (vgl. § 2 BGB) und wäre demnach auch nicht prozessfähig. 
Das Bundesverfassungsgericht lehnt jedoch eine solche Analogie ab1. Es kommt individuell auf die Grundrechtsmündigkeit an, d.h. es ist darauf abzustellen, ob die betreffende Person hinsichtlich des betroffenen Grundrechts einsichts- und entscheidungsfähig ist. Für die Glaubensfreiheit enthält § 5 KErzG eine Regelung, wonach die Grundrechtsmündigkeit vollständig mit der Vollendung des 14. Lebensjahres anzunehmen ist. Für die Kunstfreiheit existiert keine derartige Regelung, sodass individuell zu bestimmen ist, ob S in der Lage ist, die Bedeutung der Kunstfreiheit richtig zu erfassen und entsprechend zu entscheiden. S ist bereits 17 Jahre alt. Er veröffentlicht regelmäig Beiträge im Stadtmagazin und auch die Art seiner Beiträge (Satire) erzeugen einen recht reifen Eindruck seiner Person. Die Grundrechtsmündigkeit des S ist anzunehmen, sodass es nicht darauf ankommt, dass die Eltern gegen eine Verfassungsbeschwerde sind. Ihr Erziehungsrecht aus §§ 1626, 1629 BGB tritt hier hinter dem Grundrecht auf Kunstfreiheit des S zurück.
III. Beschwerdegegenstand
Beschwerdegegenstand sind die Strafurteile, also Akte der öffentlichen Gewalt.

IV. Beschwerdebefugnis
S kann geltend machen, möglicherweise in seinen Grundrechten aus Art. 5 Abs. 3, 5 Abs. 1 und 103Abs. 2 GG betroffen zu sein.Er ist selbst, gegenwärtig und unmittelbar betroffen.
V. Rechtsschutzbedürfnis
Der (ordentliche) Rechtsweg ist laut Sachverhalt erschöpft.
V. Form und Frist
Die Verfassungsbeschwerde wurde form- und fristgerecht erhoben. 
Sie ist somit zulässig.
B. Begründetheit

Die Verfassungsbeschwerde des S ist begründet, wenn er durch die angegriffenen Urteile in einem seiner Grundrechte verletzt wird.
I. Verletzung von Art. 5 Abs. 3 GG

In Betracht kommt zunächst eine Verletzung der Kunstfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG).
1.Prüfungsumfang

Die Verfassungsbeschwerde des S richtet sich gegen ein letztinstanzliches Strafurteil. Das Bundesverfassungsgericht ist keine Superrevisionsinstanz und überprüft Entscheidungen der Fachgerichtsbarkeit nicht auf die Verletzung einfachen Gesetzesrechts, sondern ausschließlich auf die Verletzung spezifischen Verfassungsrechts. Die häufigsten Fälle der Verletzung spezifischen Verfassungsrechts sind

· Anwendung eines verfassungswidrigen Gesetzes

· Nichtberücksichtigung eines Grundrechts
· Grundsätzliche Verkennung der Bedeutung/ Tragweite eines Grundrechts.

(Ausführlich zur Problematik des Prüfungsumfangs s. die Lösung zu Fall 3)
2. Schutzbereich

a) Persönlicher Schutzbereich

Art. 5 Abs. 3 GG ist ein Menschenrecht (Jedermannsrecht). S ist als natürliche Person geschützt.

b) Sachlicher Schutzbereich

Art. 5 Abs. 3 GG schützt die Kunst. Fraglich ist, ob und wenn ja wie „Kunst“ definiert werden kann. Früher wurde unter „Kunst“ die freie schöpferische Gestaltung verstanden, durch die Erfahrungen, Eindrücke oder Erlebnisse durch ein Medium zur Anschauung gebracht werden (materieller Kunstbegriff). (BVerfGE 30, 178 [188 f.]) Nach heutiger Auffassung ist Kunst nicht generell zu definieren (E 67, 213 [225]). Kunst kann im Wesentlichen in drei Formen auftreten.
(1) materieller Kunstbegriff: s.o.

(2) formaler Kunstbegriff: bestimmter Werktyp (Malen, Bildhauen, Theater, Dichtung usw.)

(3) offener Kunstbegriff: vielfältiger Aussagegehalt, so dass durch Interpretation ständig neue Bedeutungen erkannt werden

Im vorliegenden Fall werden Eindrücke wiedergegeben, sodass das Gedicht unter den materiellen Kunstbegriff fallen würde. Ferner bedient es sich eines bestimmten Werktyps, dem Gedicht/der Satire. Dies erfüllt den formalen Kunstbegriff. Schließlich ist das Gedicht in vielfältiger Weise deutbar, sodass es auch vom offenen Kunstbegriff erfasst ist. Welchem Kunstbegriff zu folgen ist, muss vorliegend also nicht entschieden werden.
Art. 5 Abs. 3 GG schützt nicht nur die Herstellung der Kunst (sog. Werkbereich), sondern auch ihreVerbreitung (sog. Wirkbereich). Somit fallen sowohl die Herstellung als auch die Veröffentlichungdes „Deutschlandliedes 2004“ in den Schutzbereich der Kunstfreiheit.

3. Eingriff

S wird wegen Herstellung und Verbreitung des „Deutschlandliedes 2004“ verurteilt, somit liegt ein Eingriff vor.

4. Rechtfertigung

Dieser Eingriff könnte verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein.

a) Grundrechtsschranke
Als Grundrechtsschranke kommt vorliegend § 90a StGB in Betracht.

b) Schranken- Schranke

Um die Kunstfreiheit verfassungsmäßig einzuschränken, müssten sowohl § 90a StGB wie auch das darauf gestützte Urteil verfassungsmäßig sein.

aa) Überprüfung der gesetzlichen Grundlage

(1) Die formelle Verfassungsmäßigkeit von § 90a StGB ist anzunehmen.

(2) § 90a StGB müsste auch materiell verfassungsgemäß sein. Die Vorschrift müsste den Schranken des Art. 5 Abs. 3 GG genügen. Art. 5 Abs. 3 GG enthält jedoch für die Kunstfreiheit keine Schrankenregelung. Dies bedeutet nicht, dass die Kunstfreiheit nicht beschränkt werden kann. Dafür genügt allerdings nicht jedes Gesetz. Vielmehr muss das einschränkende Gesetz andere Verfassungsgüter schützen (Das Gesetz muss verfassungsimmanente Schranken konkretisieren). § 90a StGB dient dem Schutz der Nationalhymne. Das Grundgesetz enthält jedoch keine Regelung über die Nationalhymne, sodass fraglich ist, ob diese ein Verfassungsgut ist.

Im Wortlaut des Art. 22 GG werden lediglich die Nationalfarben, die Flagge und die Bundeshauptstadt festgelegt. Die Vorschrift enthält jedoch allgemein den Gedanken der Selbstdarstellung mittels Symbolen. Zudem ist ein freiheitlicher Staat auf Identifikation der Bürger mit dem Staat angewiesen. Dies erfolgt zum Teil mittels Staatssymbolen als Integrationsmittel. Daher ergibt sich aus der freiheitlichen Grundordnungdes Grundgesetzes auch der Schutz der Nationalhymne. §90a StGB ist zur Erreichung dieses Zwecks geeignet und erforderlich.
Der Tatbestand und der Strafrahmen stehen auch nicht außer Verhältnis zu dem angestrebten Zweck.Somit ist die Vorschrift auch angemessen.
(Hier wird die abstrakte Verhältnismäßigkeit der Norm geprüft. Das kann man weglassen, wenn die Norm eindeutig verfassungsgemäß ist. Hier war der Fall aber wegen der Nichterwähnung der Hymne in der Verfassung nicht so klar, weswegen eine ausführliche Prüfung angemessen ist)
bb) Anwendung im Einzelfall

Die Anwendung des § 90a StGB auf den Einzelfall müsste auch verfassungsgemäß, also insbesondere verhältnismäßig sein.
Das Urteil verfolgt einen legitimen Zweck, nämlich den Schutz des Nationalsymbols Hymne. Es ist zur Erreichung dieses Zwecks geeignet und erforderlich.Das Amtsgericht berücksichtigt in seinem Urteil jedoch nicht hinreichend die Kunstfreiheit. Es interpretiertdas „Deutschlandlied 2004“ dahingehend, dass der S gezielt die Nationalhymne und damitden Staat verunglimpfen will. Es berücksichtigt nicht, dass das Lied auch dem Werktyp „Satire“zugeordnet werden kann. Satire will jedoch nicht vorrangig verunglimpfen, sondern auf Missständeaufmerksam machen. Damit richtet sich die Satire nicht gegen den Staat und seine Werte, sonderngegen die Realität, die mit den staatlichen Idealen nicht im Einklang steht. Daher ist das Urteil nichtangemessen.
Somit wird der S durch das Strafurteil in seinem Grundrecht aus Art. 5 Abs. 3 GG verletzt.
II. Verletzung von Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG
Das Grundrecht der Meinungsfreiheit tritt hinter die speziellere Kunstfreiheit zurück.
III. Verletzung von Art. 103 Abs. 2 GG
1. Schutzbereich
Art. 103 Abs. 2 GG ist eine spezielle Ausprägung des rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgrundsatzes.Der einzelne soll wissen können, was verboten ist, und sein Verhalten darauf einstellen können.
2. Eingriff

Ein Eingriff läge vor bei der Verurteilung auf der Grundlage eines unbestimmten Strafgesetzes. Hier könnte sich die Unbestimmtheit aus dem Begriff „Hymne“ in § 90a StGB ergeben. Die deutsche Nationalhymne ist zwar nicht durch das Grundgesetz festgelegt. Durch einen Briefwechsel zwischen Bundespräsident (Richard von Weitsäcker) und Bundeskanzler (Kohl) aus dem Jahr 19914 wurde jedoch entschieden, die dritte Strophe des Deutschlandlieds als Nationalhymne zu verwenden. Zudem ist der Bevölkerungallgemein bekannt, dass dies die Nationalhymne ist. Somit ist § 90a StGB hinreichend bestimmt.
C. Ergebnis

Die Verfassungsbeschwerde des S hat Aussicht auf Erfolg. Sie ist zulässig und begründet. Das

Bundesverfassungsgericht wird die Urteile nach § 95 Abs. 2 BVerfGG aufheben.
Verfassungsbeschwerde des C

Das Bundesverfassungsgericht wird der Verfassungsbeschwerde des C stattgeben und die Strafurteileaufheben, wenn die Verfassungsbeschwerde zulässig und begründet ist.
A. Zulässigkeit
I. Zuständigkeit 

s.o. 

II. Beschwerdeführer

C ist als natürliche Person grundrechts- und somit auch beschwerdefähig.

III. Beschwerdegegenstand

s.o.

IV. Beschwerdebefugnis

s.o.

V. Rechtsschutzbedürfnis

s.o.

VI. Form und Frist

s.o.
B. Begründetheit
I. Verletzung von Art. 5 Abs. 3 GG

Das Flugblatt fällt eigentlich in den Schutzbereich der Pressefreiheit. Die Kunst ist nur Beiwerk zur Erläuterung. Aber: Die Verurteilung erfolgt nicht wegen den Flugblatts insgesamt, sondern wegen der Wiedergabe des „Deutschlandliedes 2004“.

Problematisch könnte vorliegend sein, dass der Chefredakteur C nicht der Künstler ist. C wollte mit der Presseerklärung für die freie Verbreitung des Kunstwerkes kämpfen. Die Verbreitung derKunst fällt in den Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 GG („Wirkbereich“). Somit ist der Schutzbereich eröffnet.

Im übrigen s.o.

II. Verletzung von Art. 103 Abs. 2 GG

s.o.
C. Ergebnis

Die Verfassungsbeschwerde des C hat Aussicht auf Erfolg. Sie ist zulässig und begründet. Das

Bundesverfassungsgericht wird die Urteile nach § 95 Abs. 2 BVerfGG aufheben.

(Der Fall ist angelehnt an die Entscheidung BVerfGE 81, 298.)
